Der Gesellschaftsumbau, nächster Schritt: Die große „Justiz-Reform“

Landes-Justizminister debattieren radikale „Reformpläne“

G. Ullrich

Am 25.11.2004 leiteten die Justizminister der Länder, als deren Antreiber Sachsen und Niedersachsen auftraten, die gewollte - und man darf wohl auch sagen: längst beschlossene - Abschaffung der Berufung gegen erstinstanzliche Urteile ein. Dies bedeutet nichts anderes, als daß nur noch in einer einzigen Instanz zur Sache verhandelt werden darf, wogegen allen übergeordneten Instanzen dann nur noch die Prüfung auf Formfehler obliegt.

Die Entrechtung ist damit auf dem Weg in eine neue Dimension. Was die Wegbereiter dazu fabulieren, ist argumentativ aufgebaut wie immer und bestenfalls noch für die Galerie geeignet, auf der die Demokratiegläubigen zu sitzen pflegen. 

Die sich in vielen Bereichen immer weiter ausbreitende Praxis, daß die Gerichte und Richter dazu verwendet und eingesetzt werden, jedem politisch motivierten Betrug, jeder Fälschung und jedem gesetzlichen Widerspruch per Willkürurteil den Anstrich von Recht zu verleihen, dürfte in Zukunft noch erheblich ausgeweitet werden. Dieses vorzubereiten und solchen Vorhaben verbesserte organisatorische Rahmenbedingungen zu verschaffen, durften diesmal – offenbar, weil es sich dabei nicht um den Abbau von Sozialleistungen handelt, ein einzig der SPD vorbehaltenes Aufgabengebiet – zwei CDU-regierte Länder vorpreschen. So hat jede Partei ihren Aufgabenbereich auf den Weg in die UN- und EU-Sklavenzukunft zugewiesen bekommen. Darüber, ob auch das hier stattfindende Vor-Schauspiel einen offiziellen oder auch nur informellen Rahmenbeschluß der EU-Kommissarsdiktatoren zur Grundlage hat, darf spekuliert werden. 

Betrug, Täuschung, Plünderung und Entrechtung marschieren im Gleichschritt über das politische Parkett der BRD. Und jeder, der dort - natürlich nicht im Stechschritt, sondern am besten mit rosa Tippelschrittchen - einhertänzelt, ist doch nichts anderes als ein Parteivertreter und -abgesandter des „freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates“ BRD.  

